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Zur vertraglichen Beschränkung 
oder Ausschließung der Garantie

Im Unterschied zum Kauf neuer Waren lassen § 159 Abs. 2 
Satz 3 ZGB und § 15 Abs. 1 Satz 3 der AO bei gebrauchten 
Waren die Beschränkung oder den Ausschluß der Garantie 
durch Vertrag zu. Diese Möglichkeit wird sowohl bei 
Käufen zwischen Bürgern als auch zwischen Gebraucht­
warenhandel und Bürgern, soweit der Gebrauchtwaren­
handel der Verkäufer ist, genutzt. Beim Ankauf von Waren 
durch den Gebrauchtwarenhandel sind Garantieansprüche 
gegenüber dem verkaufenden Bürger bzw. sonstigen 
Eigentümern i. S. des § 2 Abs. 1 der AO gesetzlich ausge­
schlossen (vgl. § 15 Abs. 2 der AO i. V. m. § 8 der AO).

Hierbei sind die Grundsätze des sozialistischen Zivil­
rechts und die Allgemeinen Bestimmungen über Verträge 
zu beachten. § 45 Abs. 3 Satz 2 ZGB legt fest, daß an und 
für sich zulässige Vereinbarungen der Partner nicht gegen 
Inhalt und Zweck des ZGB verstoßen dürfen. Dies könnte 
jedoch der Fall sein, wenn der geforderte und verein­
nahmte Preis einer gebrauchten Ware zwar von einem 
relativ hohen Gebrauchswert, insbesondere einem geringen 
Abnutzungsgrad, ausgeht, zugleich aber im einseitigen 
Interesse des Verkäufers die Garantie vertraglich be­
schränkt oder ausgeschlossen werden soll. Dadurch würden 
die Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung und 
damit letztlich das Leistungsprinzip verletzt werden.

Nach der zur AO über die Allgemeinen Bedingungen 
beim An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter erlasse­
nen Richtlinie des Ministers für Handel und Versorgung 
vom 4. Dezember 1978 (Abschn. IX Ziff. 4) können Krite­
rien für die Beschränkung oder den Ausschluß der Garantie 
sein:
— Die Ware war bereits mehrere Jahre in Gebrauch, so 

daß infolgedessen ihr Gebrauchswert wesentlich einge­
schränkt ist;

— es besteht auf Grund staatlicher Festlegungen keine 
Rechtspflicht mehr zur Versorgung mit Ersatzteilen, 
z. B. nach Ablauf von 10 Jahren nach Einstellung der 
Produktion der betreffenden Waren (vgl. § 20 der 
Ö.DVOzumVG).
Die Verkaufseinrichtung ist in diesem Falle verpflichtet, 

entsprechende Vermerke auf den Kassenzetteln bzw. Rech­
nungen anzubringen.

Gemäß § 7 Abs. 2 der AO ist für die Preisbildung ein 
beachtliches Kriterium, ob für das Erzeugnis noch eine 
Restgarantie für neue Waren besteht. Ebenso wäre bei der 
Preisbildung zu berücksichtigen, wenn die Garantie für 
Gebrauchtwaren beschränkt oder ausgeschlossen werden 
soll. Eine entsprechende Vereinbarung, die einseitig den 
Verkäufer bevorteilt, wäre im Streitfall gemäß § 68 Abs. 1 
Ziff. 1 ZGB als nichtig zu betrachten.

Eine solche Vereinbarung könnte darüber hinaus dann 
angefochten werden, wenn der Käufer über die tatsächliche 
Wertminderung, insbesondere über vorhandene oder vom 
Verkäufer begründet vermutete erhebliche Mängel arg­
listig getäuscht worden ist (§ 70 Abs. 1 Satz 2 ZGB). Dies 
kann durch Verschweigen geschehen, indem der Verkäufer 
seine Offenbarungspflicht verletzt3, aber auch durch be­
wußtes Verdecken solcher Mängel, indem z. B. Rostschäden 
an Karosserieteilen ohne ordnungsgemäße Beseitigung 
durch Überlackierungen unkenntlich gemacht werden.

Ein spezifisches Problem kann sich dann ergeben, wenn 
im Gebrauchtwarenhandel auch neue, aber wertgeminderte 
(angeschmutzte oder beschädigte) Waren verkauft werden, 
wie dies § 2 Abs. 4 der AO zuläßt Hier ist eine vertrag­
liche Beschränkung oder Ausschließung von Garantiean­
sprüchen nicht zulässig. Gemäß § 159 Abs. 1 ZGB besteht 
nur wegen der Mängel kein Garantieanspruch, deretwegen 
der Preis herabgesetzt worden ist.4 Wird z. B. ein Fernseh­
gerät vor dem Verkauf an Bürger als mangelhaft erkannt 
nachgebessert und dann wegen bestimmter Wertminderun­
gen zu herabgesetztem Preis im Gebrauchtwarenhandel

verkauft, dann ist dem Käufer die gesetzliche Garantiezeit 
von sechs Monaten wegen etwaiger anderer, später auftre­
tender Mängel zu gewähren. Der Gebrauchtwarenhandel 
ist in einem solchen Fall verpflichtet den Käufer beim 
Einkauf über die Zusammenhänge zu informieren (§ 137 
Abs. 1 ZGB) und auf die noch bestehende Garantie (auch 
Zusatzgarantie) hinzuweisen.

Wird ein im Einzelhandel gekauftes und dann rekla­
miertes Erzeugnis unter Preisrückzahlung zurückgenom­
men, repariert und erneut verkauft, muß der Käufer 
gleichfalls unterrichtet werden, daß es sich um eine Ge­
brauchtware handelt. Beim Wiederverkauf steht dem 
Käufer nur die Garantie für Gebrauchtwaren gemäß § 159 
Abs. 2 ZGB zu Eine Beschränkung oder ein Ausschluß der 
Garantie ist nicht zulässig.8

Keine Rangfolge der Ansprüche 
aus der Gebrauchtwarengarantie

Espig (a. a. O., S. 342) vertritt die Ansicht daß § 159 Abs. 2 
ZGB eine Rangfolge festlege, in der Garantieansprüche zu 
erfüllen seien; das folge daraus, daß in dieser Bestimmung 
die Preisrückzählung n a c h  der Preisminderung als 
Garantieanspruch aufgeführt wird. Preisrückzahlung 
könne nur dann gefordert werden, wenn die Ware im Zeit­
punkt der Übergabe bereits einen solchen Mangel hat, der 
den vertraglich vorausgesetzten Gebrauchswert aufhebt. 
Bestehe jedoch trotz erheblicher Minderung des Gebrauchs­
werts überhaupt noch ein bestimmter Gebrauchswert, so 
komme nur Preisminderung in Frage.

Der Ansicht Espigs kann ich aus folgenden Gründen 
nicht beipflichten:

Es kann angenommen werden, daß ein an der Ware 
interessierter Käufer vielfach mit einer weiteren Preismin­
derung einverstanden sein dürfte, falls er berechtigt Garan­
tieansprüche geltend machen kann. Dennoch entspricht es 
nicht den tatsächlichen Lebensverhältnissen, daß es dem 
Käufer gebrauchter Waren mehr auf einen möglichst nied­
rigen Preis als auf den nach dem Vertrag vorausgesetzten 
Gebrauchswert ankommt. Es ist Sache des Käufers, sich 
beim Kauf zu entscheiden, wie hoch er seine Anforderun­
gen .an den Gebrauchswert einer gebrauchten Ware stellt 
und deshalb z. B. aus mehreren gleichartigen Waren die­
jenige mit einem höheren Gebrauchswert und demzufolge 
auch einem höheren Preis auswählt. Kann dann der vom 
Käufer nach dem Vertrag vorausgesetzte Gebrauchswert 
nicht realisiert werden, darf ihm nicht die Möglichkeit 
genommen sein, sich nach einer anderen Ware umzusehen, 
die seine Erwartungen an den Gebrauchswert tatsächlich 
erfüllt.

Wollte man Espigs Meinung teilen, dann wäre nicht 
einzusehen, warum nicht jede Aufzählung von Ansprüchen 
im Gesetz zugleich eine Rangfolge dieser Ansprüche dar­
stellte. Dies müßte dann z. B. auch für § 151 Abs. 1 ZGB 
gelten, der die Garantieansprüche für neue Waren regelt. 
Auch die Garantieansprüche bei Dienstleistungen gemäß 
§ 179 Abs. 1 ZGB müßten so behandelt werden. Aus dem 
Gesetz selbst ergibt sich jedoch kein Anhaltspunkt dafür, 
daß die Reihenfolge der Ansprüche zugleich auch eine 
Rangfolge sein soll. Dies hätte sogar ausgesprochen nega­
tive volkswirtschaftliche Auswirkungen, weil dann z. B. 
im Garantiefall beim Kauf neuer Waren die Ersatzlieferung 
vor einer Preisminderung zu erbringen wäre.

Soll im Gesetz eine Rangfolge festgelegt werden, dann 
geschieht dies ausdrücklich. So wird z. B. in § 152 Abs. 1 
ZGB i. V. m. der DVO zum ZGB über Rechte und Pflichter 
bei der Reklamation nicht qualitätsgerechter Waren vom 

•27. Dezember 1976 (GBl. 11977 Nr. 2 S. 9) die Vorrangigkeit 
der Nachbesserung begründet. Ebenso legt § 179 Abs. 2 ZGB 
hinsichtlich der Garantieansprüche bei nicht qualitätsge­
rechten Dienstleistungen eine Rangfolge zwischen Nach­
besserung und Rücktritt vom Vertrag fest. § 180 Abs. 1


